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Leitsätze 

Das Erfordernis der Regel55 c) EPU "Angabe der 
Beweiginittel" ist erfUllt, wenn das Beweismittel (hier: Dokument) 
in der Einspruchsschrift genau bezeichnet und angegeben ist 

weiche Tatsachenbehauptung hierdurch bewiesen werden soil. Die 

Beweiswiirdigung (hier: Feststeliung, ob das Dokument vorver-

bffentlicht 1st), ist Teil der Prüfung der sachlichen Begrtindet-

heit des Einspruchs. 

Die Einspruchsabteilung kann, undgegebenerifalls muL3, die 

Aufrechterhaltung des Patents aufgrund eines Hilfsantrags des 

Patentinhabers beschlief3en, falls der Patentirthaber einen 

Hauptantrag und im Rang dem stattzugebenden vorangehende Hulf s-

antrge, denen nicht stattgegeben werden kann, aufrechterhlt, 

ohne deswegen gegen die Vorschriften der Artikel 102 (3) und 113 

(2), sowie der Regel 58 EPU zuverstoen. 

1st im EPU nicht eindeutig vorgeschrieben, wie in einer 

bestimmten Situation (hier: bei Vorliegen von Haupt- und Hilfs-

antr*gen) zu verfahren 1st, so kann in der Anwendung einer 

falschen Verfahrensweise kein die RUckzahlung der Beschwerde-

gebühr rchtfertigender wesentlicher Verfahrensmangel gesehen 

werden, solange hierzu keine gefestigte Rechtsprechung vorliegt 

(vgl. T 156/84, Nr. 3.13, wird verBffentlicht). 

Wird ein Antrag (hier: Hilfsantrge 2.3 und 2.5) abgelehnt, 

ohne da2 in der Entscheidung selbst oder zurnindest in einem 

vorausgehenden Bescheid, auf den in der Entscheidung Bezug 

genommen 1st, eine BegrUndung fUr diese Ablehnung gegeben wird 

(R. 68 (2)), so ist hierin ein die RUckzahlung derBeschwerde-

gebUhr rechtfertigender wesentlicher Verfahrensmangel zu sehen 

(R. 67). 
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Sachverhalt und Antrge 

Die Beschwerdefihrerin ist Inhaberin des am 
24. Februar 1982 mit acht PatentansprUchen erteilten 
europ.ischen Patents 0 002 811 (Anineidenuminer 
78 101 805.6). Anzneldetag ist der 21. Dezember 1978 und 
Prioritátstag der 27. Dezember 1977 (Prioritátsdokument 
AT 9305/77). 

Die Beschwerdegegnerin (Einsprechencie) hat am 
15. November 1982 Einspruch eingelegt. 

Whrend aes Einspruchsverfahrens hat die Beschwerae-
fUhrerin die Verwerfung des Einspruchs als unzulässig 
beantragt mit der Begrnaung, daf ein von aer Einsprechen-
den genanntes Dokument (DE-A-2 632 700) (D3) nach dem 
Prioritätstag des angegriffenen Patents verôffentlicht 
worden sei. Dieses Zbkument könne aber nur den letzten 
Unteranspfüchen entgegengehalten wercien, nicht dagegen dem 
Anspruch 1. 

Da der Einspruch aas Patent in vollem Umfange angegrif ten 
habe und diese Druckschrift ein uner1ä11iches Glied in der 
Kette der Argumentation der Beschwerdegegnerin sei, sei 
der Einspruch áuf ein nicht zuberUcksichtigendes Beweis-
mittel gesttzt. Bereits aus aiesezn Grunde sei aer Eiri-
spruch als unzu1ssig zu verwerfen. 

Ferner sei ein anderes nicht sehr kurzes tkument (DE-A--2 
615 157) (D4) von der Beschwerdegegnerin genannt woraen, 
ohne daI die mageb1ichen Stellen des Dokumentes angegeben 
seien. 

Die Angaben der Beschweraegegnerin zu aiesein Dokument 
reichten nicht aus, urn aer BeschwerdefUhrerin hinsichtlich 

4.  
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2 	 T 234/86 

des Vorbringens der Beschwerdegegrierin, insoweit es auf 
aiese Druckschrift Bezug nehme, sine abachiiebenoe Prtifung 
zu ermg1ichen. Auch aus diesem Grund cci der Einspruch 
ala unzurassig zu verwerfen. 

Nach mUndlicher Verhandiung und mehrfacheni Schriftwechsel 
reichte die BeschwerdefTàhrerin schiie1ich nit Eingabe 
von 12. Juni 1985 einen Bauptantrag und sieben Hilfsan-
träge em. 

Durch eine kitteilung von 17. Juli 1985 gemáL Regel 58(4) 
EPI3, teilte oie Einspruchsabteilung den Parteien mit, QaL 
sie beabsichtige, Qas europische Patent in der Fassung 
gemál Hilfeantrag 2.7 der Beechwerdeflihrerin aufrechtzuer-
halten. Sie fügte hinzu: 

- MNur  wenn der Patentinhaber semen Hulfsantrag 2.7. der 
Eingabe von 12.06.85 zum Bauptantrag macht, kann aie 
Aufrechterhaitung des Patents in genQertem Iimfang 
beschlossen weraen, da die Einspruchsabteilung bei 
ihrer Etscheidung Tiber Gas Patent an die vorn Patent-
inhaber vorgelegte oder gebiiligte Fasaung, die stets 
nur der Hauptantrag sein kann, gebunoen ist (Artikel 
113(2) EP)). 

- Zur Beschleunigung aes Verfahrens er1t die Em-
spruchsabteiiung auf aer Grundiage des Hilfsantrages 
2.7 die Mitteilung gemäL Regel 58(4) EPt. Erhebt aer 
Patentinhaber innerhaib ocr Regel 58(4) EPb genannten 
Friat keine Einwenclungen gegen die Fassung, in der Gas 
Patent aufrechterhaiten werden soil, so wird unter-
steilt, daI er den Hilfsantrag 2.7 von 12.06.85 zum 
Bauptantrag gemacht hat. Erhebt Ocr Patentinhaber 
Einwendungen, so wira die Einspruch sabtei lung eine 

q 
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tscheidung ilber den dann gUltigen Hauptantrag gemäl3 

Artikel 102 EPU erlassen." 

Diese Mittéilung wies diesbezUglich auf die Rechtsauskunft 

des EPA No 15/84 (AB1 EPA 1984, 491) hin. 

VI. 	In ihrer Antwort zu dieser Mitteilung verweigert die 

BeschwerdefUhrerin den Hi].fsantrag 2.7 zuxn Hauptantrag zu 

machen und begrUndet ihre Auffassung im weseritlichen wie 

fo ig t: 

Es handle sich bei sämtlichen vorgelegten Fassungen des 

Arispruchsbegehrens entsprechend Hauptantrag und Hilfsan-

trägen, urn vom Patentinhaber vorgelegte Fassungen, die 

mit der Vorlage dann implizit gebilligt seien, wenn auch 

hinsichtlich der Hilfsantrage lediglich fur den Fall, dal3 

diesenv6rg6odneteMtráge zurUckgewiesen wUrden, wbei 

dies ohne weiteres in einem BeschluS erfolgen könne. 

Vorgelegte Anspruchsbegehren mUten nicht explizit 

gebilligt werden; die beiden Begriffe "vorgelegte" und 

ebil1igte" Fassung seien in Artikel 113, Abs. 2 nicht 

durch em "und", sondern durch die eine Alternative aus-

drückende Konjunktion "oder" verbunden. 

Aus Artikel 113, Abs. 2 EPU könne nicht gefolgert werden, 

daI3 die vorgelegte oder gebilligte Fassung stets nur der 

Hauptantrag bzw. ein Antrag sein könne. Der Artikel 113 

gelte sowohi für die erste Instanz als auch für die zweite 

Instanz und es sei für die Beschwerdeinstanz unstrittig, 

wie eine Reihe von Entscheidungen zeige, daL3 im Beschwer-

deverfahren verschiedene Fassungen mit Haupt- und Hilfsan-

trag vorgelegt werden könnten, die vorgelegte Fassungen im 

Sinne von Artikel 113, Abs. 2 seien, Uber die dann die 

Beschwerdekarnmer, zwar der Rangfolge nach, aber in einer 

03766 



I 

4 	 T 234/86 

itscheidung entscheide CT 169/83 AB1. 1985, 193, insb. S. 

195 und 198, Ziff. 1). 

Es 1gen also mehrere vorgelegte und gebilligte Fassungen 
vor, bei denen sich der Patentinhaber lediglich vorbehal-
te, fr den Fall, dab nicht dem Hauptantrag stattgegeben 
were, sondern der Faceting gemL einem Hilfeantrag, die 
vorangehenden Antráge in Beschwerdeverfahren weiterzuver-
folgen. 

Der Patentirihaber babe auch nicht nur ein Rechtsinteresse 
claran, sondern einen Anspruch darauf, daI iiber Qiese 
Anträge in Rahinen einer beschwerdefähigen Entscheiaung, 
die auch eachlich zu begrUnden cci, entschieaen werde. 

Jenn man sich auf aen Standpunkt stelle, aaL der Aninelder 
oder Patentinhaber, wenn er den weitesten von ibm erstreb-
ten Anspruch in einer Beschwerdeentscheidung 3berprUfen 
lassen wolle, nur diesen Anspruch stellen drfe und zu-
nächst erstinstanzlich zurUckweisen lassen mUsse, wiLrae 
ibm hinsichtlich der weiteren ILilfsantfáge, von denen in 
er Regel, wie auch in vorliegenaen Falle, einer als ge-

wáhrbar angesehen werae, praktisch eine Instanz genommen, 

da hierUber dann nur in der Beschweraeinstanz zu ent-

scheiden wáre. 

VII. 	In aer Entscheidung von 20. Mai 1986, hat die Einspruchs- 
abteilung entschieaen, daI aer Einspruch zulässig war, 
weil er alien Erforaerniesen des Artikels 99 una aer Regel 
55 EPU genUgt und weil keines der von Patentinhaber vorge-
brachten Argumente ftir stichha].tig erachtet werden kann. 

Zur BegrUndung fUhrt sie an: 

11 
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- Keine Vorschrift des EPt3 verlange fir die Zu].ässigkeit 
des Einspruchs,.dak das Einspruchsvorbringen in sich 

schiUssig sei. 
- Das im Prioritãtsintervall verôffentlichte Dokument sei 

hinsichtlich der durch die Prioritätsanmelciung nicht 

geaeckten Anmelaungsteile vorveróffentlichter Stand der 

Technik. 
- Das als Ganzes zitierte Dokument sei kurz, 80 daI der 

Fachniann sehr schnell die fUr das vorliegende Patent 
relevanten technischen Zusammenhnge dieser Druckschrift 
entnehmen k6nne. 

VIII. Die Einspruchsabteilung hat in ihrer Entscheiaung das 
Patent widerrufen mit der BegrUnaung, dafz die Gegenstnde 
der AnsprUche genfáL Hauptantrag in Anbetracht der Druck-
schriften US-A-3 895 639 (Dl) und IEEE Transactions on 
Bio-Medical Engineering, Vol. BME-18, no. 3, Mai 1971 (New 
York), G. Silverman et al. "A programmable parallel timing 
system, Seiten 201 - 205 (D2) nicht auf einer erfinae-
rischen Tátigkeit beruhten, und dies auch im Einzeinen 
dargelegt. 

LX. 	TJnter Punkt IV und V der Entscheiaungsgri.inde wird ferner 
ausgefUhrt, da( gemáL. der stndigen Amtspraxis das Patent 
allein aufgrund aer Nichtgewhrbarkeit des Hauptantrags zu 
widerrufen sei, weil nur der Hauptantrag die vom Patentin-
haber (vorbehalt].os) vorgelegte oder (vorbehaitlos) ge-
billigte Fassung im Sinne des Artikels 113 (2) EPU dar-
stelle. BezUglich Qer Hilfsantfáge 2.2 bis 2.6 wira dort 
auf einen vorangegangenen Bescheid der Einspruchsabteilung 
verwiesen. 

X. 	Gegen die Entscheiaung der Einspruchsabteilung hat die 
BeschwerdefUhrerin am 18. Juli 198b unter gleichzeitiger 
Entrichtung der vorgeschriebenen Gebhr Beschwercie erhoben 
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und diese am 17. September 1986 begrlinaet. In cler BegrUn-
dung virci beantragt, das Patent aufgrunci der Patentan-
sprUche 1 bis 8 der Patentschrift oder hilfeweise aufgrunci 
einer der am 14. Juni 1985 eingegangenen 6 Gruppen von 
PatentansprUchen aufrechtzuerhalten unci die Beschwerde-
gebâhr zurickzuzah1en. 

Folgende Druckschriften ama u.a. in den Einspruchaver-
fahren genannt: 
(Dl), (D2), (D3), (D4), siehe oben Punkte III una VIII, 
a owie 
AT-B-165 657 (D5) 
DE-A-2 159 437 06) 
US-A-3 588 732 (D7) 
US-A-3 746 891 (D8) 

Mit Brief eingegangen am 11. August 1986 hat die 
Beschweraegegnerin den Einspruch zurUckgezogen, ohne zur 
Begrnaung aer Beschwerae Stellung zu nehmen. 

1r geltenae Patentanspruch 1 des Hauptantrags lautet: 
'S 

N1• Vorrichtung zur Interferenzstromtherapie, mit einern 
gemeinsainen Oszillator für beiae vorhandenen Stroxnkreise, 
aaaurch gekennzeichnet, daL der Oszillator ein Hochfre-
quenzosziUator (1) ist; aaL aer lbchfrequenzoszillator 
(1) mit den Eingângen minaestens zweier digitaler Fre-
quenzteiler (2, 3) verbunden ist; daL zumindest an einem 
Frequenzteiler (2) eine aigitale Rtickkopplungseinrichtung 
(8, 9, 10; 19; 32, 33, 40, 41, 42, 43) zum Einstellen 
eines geringen Prequenzunterschieaes aer an den Ausgngen 
der Frequenzteiler (2, 3) gegebenen Behana1ungsstrrne 
vorgesehen j st.N 

03766 
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XIV. Die Auffassung der BeschwerdefUhrerin hinsicbtlich aer 
erfinderischen Tätigkeit 1ä1t sich wie folgt zusammen-
fassen: 

Nach dem Stand der Technik werde die Schwebungsfrequenz 
entweder durch zwei getrennte t4ittelfrequenzoszillatoren 
(siehe z.B. D5) oder durch einen einzigen ?ittelfrequenz-
oszillator mit zwei Zweigen erzeugt, wobei zwischen aiesen 
eine Phasenverschiebung hervorgerufen werae (siehe z.B. 
Dl). 

Bei diesen L6sungen tráten Ungenauigkeiten auf, die nur 
mit erheblichem Aufwand verinindert werden könnten. 

?it aer im Streitpatent vorgeschlagenen Lsung, wobei 
zwischen den zwei von einem &chfrecuenzoszillator ge-
speisten Zweigen ein veránderbarer Frequenzunterschiecz 
anstatt eines veränderbaren Phasenunterschieds erzeugt 
wercie, sei in einfacher Ieise ein stabiler, geringér 
Frequenzunterschied zu erreichen. 

iie von aer Einspruchsabteilung erwhnte "EinbahnstraLen-
situation" der technischen &itwicklung, wobei für aen 
Fachmann als Alternative zu der Phasenverschiebung nur 

all 	
noch die tiberlagerung zweier Wechselstrbme ungleicher 
Frequenzen bleibe, treffe nicht zu, denn es seien mehrere 
Alternativen vorhanden, so z.B. Verbesserungen an cler in 
Dl vorgeschlagenen Lbsung mittels Phasenverschiebung, 
Verwendung von zwei Oszil].atoren, usw. 

Darberhinaus liege D2 vom Gegenstand der Erfinaung so 
weit entfernt, daI diese Druckschrift keine wesentliche 

Bedeutung fir die Beurteilung der erfinderischen Tätigkeit 

habe. 
1' 
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ntacheidungagrflnde 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 und aer 
Regel 64 EPU una jet somit zulässig. 

Zulasigkeit des Einspruchs 

2.1 	Die BeschweraefUhrerin hat nicht bestritten, daf aer Em- 
spruch den Bedingungen von Artikel 99 und den Regeln 55 
a), b) und d) entspricht. 

Die Beschweraeführerin hat nur bestritten, aaL aer Em-
spruch alle Bedingungen der Regel 55 C) erfUlle, veil aie 
zur Begründung des Einspruchs angegebenen Tatsachen una 
Beweismittel insofern nicht schllissig seien, ale Beweis-
mittel für behauptete Tatsachen angegeben wurden, die für 
den geforderten Beweis ungeeignet (DE-A-2 632 700) bzw. 
nicht ohne weiteres ale geeignet erkennbar (DE-A- 
2 615 157) ama. 

2.2 	Die Bescwerdekaxnrner teilt in dieser Frage die Auffassung 
er Einspruchsabteilung, daI keinea der Argumente aer 

Beschweraeführerin für stichhaltig erachtet veraen kann, 
veil keine Vorschrift ace EPI.) fUr die Zulássigkeit des 

( 

	

	 Einspruchs verlarigt, daf das Einapruchsvorbringen 
TMinsofern in sich schlilssig' sein mu1. 

2.3 	Die Emnsprechende hat zum Beveis der von ihr behaupteten 
Tatsache, dab aer Gegenstanci ace erteilten Patentanspruchs 
1 nicht patentfáhig cci, veil or nicht auf erfinaerischer 
Tätigkeit beruhe, auf aas allgemeine Fachwisaen verwiesen 
una zu&âtzlich arei Dokuniente genannt (Seiten 3 unci 4 aes 
Emnapruchsschriftsatzes). Jedes der angegebenen Dokuinente 
war von der Einsprechenaen genau bezeichnet voraen. Ferner 
hat sic angegeben, was jeweils aus weichem Dokuznent be- 
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kannt sein soil. Auf eine genaue Angabe des Ortes der 
behaupteten Of fenbarung im Dokument DE-A-2 615 157 konnte 
dabei in Hinbiick auf dessen geringen Umfang (6 1/2 
Schreibmaschinenseitefl) verzichtet werden. Damit ist im 
vorliegenden Fall der diesbezUglichen Vorschrift der 
Regel 55 c) EPb genUgt. 

2.4 	Die BeweiswUrdigung, d. h. hier die Feststellung, ob die 
angezogenen Dokumente die behaupteten Tatsachen auch 
wirklich beweisen knnen, ist der PrUfung der sachlichen 
BegrUndetheit des Einspruchs vorbehalten, die gem 
Artikel 101 (1) EPYi erst dann erfolgen darf, wenn fest-
steht, da1 aer Einspruch zulässig ist. •Im voriiegenden 
Fall war also erst nach Feststellung der ZuIssigkeit des 
Einspruchs zu prtif en, ob una inwieweit die Prioritãt aer 
bsterreichischen Erstanmeldung zu Recht in Anspruch genorn- 
men woraen ist, ob die genannten Dokuxnente vor aem 
Prioritätstag verbffentlicht worden sina una ob sie aas 
von der Einsprechenden Behauptete of fenbaren. 

3. 	Hauptantrag 

3.1 	Der Gegenstand des Patentanspruchs 1 geht nicht Uber den 

Inhalt der Anmeldung in der ursprUnglich eingereichten 
Fassung hinaus, denn er enth1t alle technischen Merkmale 
des ursprUnglich eingereichten Anspruchs 1 una zusätzliche 
einschrnkende Mernale (digitaler Frequenzteiler, digi-

tale RUckkopplungseinrichtung), die aus den urspriinglich 
eingereichten Zeichnungen und der zugehôrigen Beschreibung 
zu entnehmen sind (Artikel 123 (2) EPO). 

Artikel 100 (c) EPC steht deshalb der Aufrechterhaltung 

des Patents nicht entgegen. 

3.2. 	Da die Prioritát vom 27. Dezember 1977 zurecht in Anspruch 
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genonunen worden jet und das Prioritätsdokument AT 9305/77 
afle ker]anale des Patentanspruchs 1 enth1t, miesen bei 
der PrUfung, ob der Gegenstand des Anspruchs 1 neu ist una 
auf erfinderischer Thtigkeit beruht, die Druckschritten 
D3, US-A-4 071 033 und GB-A-i 502 432 auger Betracht 
bleiben. 

3.3. 	Neuheit 

3.3.1. Aus Dl (Figuren 1 und 3; zugehrige Beschreibung) ist eine 
Vorrichtung zur Interferenzstromtherapie, mit einem 
gemeinsamen Iitte1frequenzoszi11ator fVir beicie vorhanaenen 
Stroznkreise bekannt (Oszillator 1, Stromkreise 2, 4,'6, 7 
bzw. 3, 5, 8, 9). Zur Erzeugung der Schwebungsfrequenz 
wirci in einem aer zwei Stromkreise eine Verschiebung cier 
Phase hervorgerufen. 

Die Vorrichtung nach dieser Entgegenhaltung entspricht der 
Vorrichtung nach acm Oberbegriff des Anspruchs 1. Sie ent-
h1t dagegen keine Mera1e des kennzeichnenaen Teils. 

3.3.2. Bei der Vorrichtung zur Interferenzstrointherapie nach D6 
(Figur 1 und zugehórige Beschreibung) wira wie in Di em 
einziger Oszillator zur Gewinnung zweier Wechselstrme 

( 	
gleicher Frequenz verwendet, wobei die Phasenlage aes 
einen hechselstroms stetig veränderbar ist. Im Gegensatz 
zu Dl una zwn Gegenstand des Anspruchs 1 jet aer Oszilla-
tor ein Sägezahnspannungsgenerator und die Xnaerung aer 
Phasenlage wird Qurch .me Schaltung mit zwei Schwellwert-
schaltern realisiert. 

3.3.3. Die Druckschrift D4 (Figur 5 und zugehórige Beschreibung) 
bezieht sich auf eine Vorrichtung zur Interferenzstrom-
therapie mit eineni gemeinsainen Oszillator (]) fCir beiae 
vorhandenen Stronikreise. Im Gegensatz zur Erfinaung sinä 

-T 
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keine Frequenzteiler vorhanden, der Oszillator ist em 
MittelfrequenzoszillatOr unci die zwei Kreise enthalten je 

einen in einer RUckkopp].ungseinrichtung verbundenen 

Oszillator (2, 12). 

3.3.4. Aus D5 ist eine Vorrichtung zur Interferenzstrorntherapie 
bekannt, die zwei Oszillatoren zur Erzeugung zweier Fre- 
quenzen aufweist, wobei die eine geringfügig von der 
anderen abweicht. 

3.3.5. Die Druckschrift D2 bezieht sich auf einen Zeitschalter 
(siehe Figuren 2 und 3 una zugehbrige Beschreibung), cier 
einen Hochfrequenzoszillator (100 kffz crystal controllea 
oscillator) enthält. Der Hochfrequenzoszillator ist mit 
digitalen Frequenzteilern verbunden und eine digitale 
RUckkopplungseinrichtung (Figur 3) ist an einem Frequenz-
teiler zurn Einstellen einer Frequenz vorgesehen. 

Obwohl die Vorrichtung nach dieser Druckschrift für' thera- 
' peutische Zwecke vorgesehen ist, ist sie für Interferenz-

stromtherapie nicht geeignet, denn sie enthält keine zwei 
tromkreise, die Sehandlungsstfôme erzeugen, die einen 

geringen Frequenzunterschied aufweisen. 

3.3.6. Die Druckschrift D7 (siehe Figur 2 und zugehrige Be-
schreibung) bezieht sich auf einen Frequenz-Synthesizer. 
Er enthá.lt zwar einen einzigen Hochfrequenzoszillator 
(11), der nit zwei Kreisen und insbesondere mit den 
Eingngen zweier Frequenzteiler (12 und 14) verbunaen ist, 
wobei zwei erwUnschte nebeñeinanderliegencie Frequenzen 
erzeugt werden, jeaer Kreis arbeitet aber mit einern frei 
schwingenaen Oszillator (18, 25), der lediglich als 
gesteuerter Oszillator mit Hilfe eines Phase-Locked-
Regelkreises an die Frequenz des }chfrequenzoszi11ators 
Uber einen Phasenvergleich angebunden ist. Diese Vorrich- 
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tung ist nicht zur Interferenzstromtherapie geeignet, denn 

zwei Behandlungsstr5me mit einem geringen Frequenzunter-

echied am Ausgang .der Vorrichtung sind nicht vorhanden. 

3.3.7. Die übrigen bekannten Druckschriften liegen vom Anmel-

dungsgegenstand weiter ab. Sic brauchen deshaib hier nicht 

erBrtert zu werden. 

3.3.8. Der Gegenstand des Anspruchs 1 jet daher neu (Artikel 54 

EPfJ). 

3.4. 	Erfinderische Ttigkeit 

3.4.1. Die Beschwerdekammer sieht Dl als den dem Gegenstand des 

Streitpatents am nächsten konunenden Stand der Technik an. 

Hiervon ausgehend wird die Aufgabe der Erfindung darin 

gesehen, in einfacher Weise einen stabileren Frequenz-

unterschied in beiden Stromkreisen bei kleinen Frequenz-

unterschieden zu schaffen. 

Diese Aufgabe wird erfindungsgem!B entsprechend den im 

J'ennzeichnenden Teil des Anspruchs 1 angegebenen Merkmalen 

gelöst. 

3.4.2. Die Aufgabenstellung ergibt sich ohne weiteres aus der 

Praxis, denn bei der Interferenzstromtherapie ist es 

ailgemein bekannt, daB hohe Anforderungen an die Frequenz-

genauigkeit zu stellen sind und daB mit geringen Frequenz-

unterschieden zwischen beiden BehandlungsstrSmen (siehe 

z.B. D6, Spalte 2, Zeilen 37 big 42 und Dl, Spalte 1, 

Zeilen 34 bis 49) gearbeitet werden mul3. Im Ubrigen ist 

die Suche nach technisch einfachen Lösungen eine all-

genieine Porderung in jedem technischen Gebiet. 

I.  
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3.4.3. Urn zur patentgemen Lösung der Aufgabe zu gelangen, ist 
es dern Fachmann zuzumuten, daL er folgendermafen vorgeht: 

Zunächst sucht er eine Lösung im Stand der Technik auf aern 
spezifischen Fachgebiet der Interferenzstromtherapie. 
Falls er dort kejne Hinweise in Richtung der Erfindung 
findet, vie dies die nachgewiesenen Druckschriften dieses 
spezifischen Gebiets erkennen lasseri (siehe u.a. Dl, D4, 
D5 und D6), erkennt er das Fachgebiet aer Elektromeaizin 
als ein Ubergeordnetes, ailgemeines Fachgebiet und holt 
sich dort Anregungen ftir die Lösung der obengenannteri 
Aufgabe. 

Dabei wi.irde er auf die Druckschrift D2 stofzen. 

Es ist zwar richtig, wie von der Einspruchsabteilung in 
ihrer Entscheiaung festgestellt wurae, daL diese Druck-
schrift einen digitalen, programmierbaren Zeitgeber be-
schreibt, der für unterschiedliche Zwecke insbesonaere urn 
Impulse, d.h. Frequenzen, zu erzeugen, eingesetzt weraen 
kann, wobei ein Hochfrequenzoszillator mit den Eingngen 
iIehrerer digitaler Frequenzteiler verbunden ist, una wobei 
diesen Frequenzteilern zusátzliche einstellbare, digitale 
Frequenzteiler (Timer der Figur 3) nachgeschaltet weren 
können. Diese Druckschrift befaIt sich aber leaiglich mit 
der Erzeugung von Impu].szUgen mit variablen Impulsen und 
Pausen in unterschiedlichen funktionell unabhngigen elek-
trischen Kreisen (siehe "Abstract") und enthlt keinen 
Hinweis auf die Môglichkeit, zwei funktionell abhángige, 
elektrische Kreise zu realisieren, die sich urn einen em-
steilbaren geringen Frequenzunterschiea unterscheiden. Der 
Fachznann konnte deswegen aiesem 3bergeoraneten, elektro-
medizinischen Gebiet keine Anregung für eine L6sung aer 
zugrundeliegenden Aufgabe entnehinen. 
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Weiterhin ist von den Fachmann zu erwarten, daI er sich 
auf den Ubergeordneten, noch aligemeineren Gebiet der 
elektronischen Schwingungserzeugungen umsieht, denn er 
wYrde zweifellos erkennen, daIs die bekannten Geráte zur 
Interferenzstromtherapie mindestens einen Oszillator auf-
weisen, a.h. zm Gebiet der elektronischen Schwingungs-
erzeugung gehören. 

Die bekannten Druckschriften auf diesem Gebiet (siehe die 
in den Recherchenbericht erwinte DE-A--1 298 557 und D8) 
beziehen sich zwar auf vernder1iche, elektronische 
Frequenzteiler, sie enthalten aber keinen Hinweis auf zwei 
einen geringen Frequenzunterschiea aufweiaenae, elek-
trische Kreise. 

Es ist aber den Fachznann nicht zuzumuten, daL er nunmehr 
ausgehend von den Ubergeoraneten ailgemeineren Gebiet 
(elektronische Schwingungserzeugung) wiecier zu einem 
engeren Fachgebiet (Radio- oder Funktechnik) Ubergeht, aas 
keine direkte Verbindung hat zu den speziellen Fachgebiet 
der Erfindung (Interferenzstromtherapie), sondern leaig- 
ich eine inairekte Verbindung, Iber das Idbergeoranete 

ailgemeine Gebiet der elektronischen Schwingungserzeugung 
(vg].. T 176/84, AB1 EPA 1986, 50). 

Die Druckschrift D7 liegt auf einem soichen engeren Fach-
gebiet, rfáxnlich den Gebiet der Radio- oder Funktechnik zur 
Ansteuerung von Sendern oder nit anderen horten auf den 
Gebiet der bnpfángertechnik, clas aen elektronjschen 
Schwingungserzeugungsgebiet untergeordnet jet. Sie konnte 
deshaib den Fachmann keine Anregung für die Lbs ung der 
Aufgabe ocr Erfindung geben. 

3.4.4. Die Argumentation der Einspruchsabteilung, ausgehena von 
Ir 

Ocr Lehre der Druckschrift Dl gebe es nur noch eine 
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einzige, andersartige Mbglichkeit, urn eine Schwebung zu 

erzeugen, n1ni1ich durch t)berlagerung zweier hechse1str6nne 
ungleicher Frequenzen (uEi nbahnstraf en_Situation  der 

technischen Entwicklung"), jet nach der heinung der 

Beschwerdekarnmer nicht iiberzeugend. Inn die in Dl vor-

geschlagene Lsung kann durch rnehrere Lbsungen ersetzt 
werden, wie die bekannten Druckschriften auf dern Gebiet 

der Interferenzstrointherapie Qeutlich zeigen (siehe ins-

besondere D4, D5 und D6). DarUberhinaus ist es zu er-

warten, dais der Fachmann eher neue Lsungen irn Bereich der 

Phasenverschiebung oder der Verwendung von rnehreren 

Oszillatoren sucht; denn der Stand der Technik liefert 

Hinweise ausschlie(1ich in diese Richtungen. 

3.4.5. Der Gegenstand des Anspruchs 1beruht aaher auf einer 

erfinaerischen Tätigkeit im Sinne des Artikels 56 EPt. 

Die Anspfüche 2 bis 8 sind von Anspruch 1 abhngig. Ihre 

Gegenstäncie beruhen sornit gleichfalls auf erfinderischer 

¶Itigkeit. 

Die Beschweraekaznxner ist deshaib der Meinung, aak keiner 

der im Artikel 100 a) EPU genannten EinspruchsgrUnae der 

Aufrechterhaltung des Streitpatents im Umfang der erteil-

ten AnsprUche 1 bis 8 entgegensteht. 

Hi1fsantrge 

Da die Beschwerciekaxnmer bereits dem Hauptantrag Qer 

BeschwerdefUhrerin stattgeben kann, sina aeren Hilfsan-

trge gegenstandsios. 

RUckzahlung der BeschwerdegebUhr 

Gd 
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5.1. 	In ihrer BeschwerdebegrUndung hat die BeschwerQefiirerin 
die Rickz&üung der Beschwerdegebihr beantragt mit aer 
BegrUndung, da( die Weigerung der Einspruchsabteilung, 
eine Entscheidung Uber ihre }ii1fsantrge zu treffen, em 
wesentlicher Verfahrensniangel gem.6 Regel 67 EPU sei. 

5.2. Die Einspruchsabteilung hat in der Entscheidungsbegrtmaung 
(Punkt IV) ihre Weigerung damit begrUndet, da6 sic die 
Aufrechterhaltung des Patents in einem ge&iderten thufang 
nur in der vow Patentinhaber vorbehaltlos gebiuigten 
Fassung besch1ieten könne. Da die Fassungen gemb den 
Hulfsantrágen vow Patentinhaber nicht vorbehaltios 
gebilligt worcien .eien, Jd3nne sic somit nur tiber aen 
Hauptantrag des Patentinhabers entscheiden. 

	

5.3. 	Die Ei nspruchsabtei lung sttzt ihren Stanapunkt auf aie 
Rechtsauskunft des EPA N 15/84 (AB1. 1984. S. 491). 

	

5.4. 	Gexnáb Artikel 102(3)a EP1) kann aie Einspruchsabteilung das 
europische Patent nur dann in gendertem Umfang autrecht-
erhalten, wenn gemáf ocr Ausführungsordnung (Regel 58(4), 
(5) EPt)) feststeht, dab ocr Patentinhaber mit ocr Fassung, 
in der die Einspruchsabteilung aas Patent aufrechtzu-
erha].ten beabsichtigt, einverstanden ist. 

In besagter Rechtsauskunft heibt es, im Einspruchsver-
fahren k&ine es zweckmábig sein, als Grunalage für eine 
Entscheidung Ocr Einspruchsabteilung auf Aufrechterhaltung 
des Patents in gendertem Umfang einen Anspruchssatz 
hilfsweise einzureichen. 

Der Patentinhaber kbnne seine Rechte auch wahren, indem er 
an einem von der Einspruchsabteilung nicht gebilligten 
Anspruchssatz festhalte. Mache er innerhaib Ocr einmona-
tigen Frist gemáL Regel 58 (4) EPU Einwänoe geltena, so 
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kBnne die Einspruchsabteilung das europäische Patent 
widerrufen. Auf diese heise kórine der Anmelder ein Ver-
fahren vor der Beschwerdekaxnrner einleiten, ohne sich der 
t(ôglichkeit zu begeben, hilfsweise din europisches Patent 
auf der Grundlage der von der Einspruchsabteilung vorge-
schiagenen engeren Fassung zu beantragen. Der Patentin-
haber mUsse den Vorschlag der Einspruchsabteilung aber 
ausdrücklich ablehnen (siehe Punkt 4 der Rechtsauskunft No 
15/84). 

5.5. 	Die Beschweraekainnier hâlt diese Rechtsauskunft zuminaest 
für mjverständ1jch. Sie erweckt näxnlich den Einaruck, 
dak, falls aer Patentinhaber an Antrágen (z.B. Hauptantrag 
oder in Rang vorgehende }lilfsanträge) festhlt, die auf 
Aufrechterhaltung des Patents in einer Fassung gerichtet 
sind, in aer es die Einspruchsabteilung nicht aufrechtzu-
erhalten beabsichtigt, aas Patent selbst dann widerrufen 
weroen kann, wenn gleichzeitig noch ein Hilfsantrag vor-
liegt, der auf eine Fassung gerichtet ist, aie nachOber-
zeugung der Einspruchsabteilung, den Erforcernissenaes 
EPT) genügt. 
'S 

F 
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5.5.1. So sind aber Art. 102(3)a i.V.m. Regel 58(4) und Art. 
113(2) EP) nicht auszulegen und zwar aus folgenden 
Grtinden: 

Zunchst kann nicht bestritten werden, dab der Patentin-
haber das Recht hat, der Einspruchsabteilung neben einem 
Hauptantrag auch Ru1fsantrge vorzulegen. Dies wird auch 
von der Rechtsauskunft N 15/84 zugestanden und sogar 
einpfohlen. Die Beachweraekaminern haben auch etets die 
Einreichung soicher Hilfeanträge (zuminaest, wenn eie 
rechtzeitig eingereicht worden waren) zugelassen (siehe 
z.B. die obengenannte Entscheidung T 169/83). Dies war 
auch die Absicht der Verfasser des tlbereinkommens (siehe 
Materialien zum EPU M/PR/I S. 56 Punkt 509). 

ie die Beschwerdeführerin zu Recht betont, wrae nit aer 
Foraerung, dab die Fassung, liber die eine EntscheiQung 
getroffen wird, von Patentinhaber vorbehaltios vorgelegt 
oder gebilligt sein nub, deni Artikel 113(2) EPt eine 
zusätzliche Bedingung hinzugefügt. 

5.5.2. Die Tatsache, Qab, wie von Artikel 102(3)a EI't) verlangt, 
die &itscheidung Uber die Aufrechterhaltung eines Patents 
nur gefabt wçrden kann, wenn für die Ei nspruch s abtei lung 
feststeht, dab der Patentirthaber nit der Fassung in aer 
die Ei nspruchsabtei lung das Patent aufrechtzuerhalten 
beabsichtigt, einverstanden jet, bedeutet nicht, dab 
dieses Einverstánctnis vorbehaitlos sein nub. 

Artikel 102(3) EPU lautet: TMIst die Einspruchsabteilung 
aer Auffassung, dab unter Bercksichtigung c*er von Patent-

inhaber in Einspruchsverfahren vorgenonunenen Xnaerungen 
das europáische Patent und die Erfindung, die es zum 
Gegenstand hat, den Erfordernissen dieses Obereinkoniinens 

.1 
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genflgen, so beschliebt sie die Aufrechterhaltung des 
Patents in den geândertem Timfang, vorausgesetzt, dab 

a) 	gemáb der Ausfflirungsordnung feststeht, dab aer 
Patentirthaber nit der Fassung, in der die Em-
spruchsabteilung das Patent aufrechtzuerhalten 
beabsichtigt, einverstanden ist, und .... 

Die zugehbrige Regel 58(4) bestimmt, daL 4 bevor die Em-
spruchsabteilung die Aufrechterhaitung des europã.ischen 
Patents in geänaerteni Umfang beschiiebt, sie den Beteilig-
ten mitteilt, in weichern Umfang sie das Patent aufrechtzu-
erhaiten beabsichtigt, una sie aufforaert, innerhaib eines 
Monats Stellung zu nehznen, wenn sie mit der Fassung, in 
der das Patent aufrechterhaiten werden soil, nicht einver-
stanuen sind. 

5.5.3. Artikél 102(3)a und Regel 58(4) EPO 'tragen der in Artikel 
113(2) EPU angegébenen ailgeineinen Vorschrift für das 
Verfahren Rechnung, wonach sich bei aer Pri.fung der 
europäischen Patentanmeldung oder des europä.ischen Patents 
nd bei den Entscheidungen aariber das Europáische 

Patentaxnt an die von Anmeider oder Patentinhaber 
vorgelegte oder gebilligte Fassung zu halten hat. 

Wenngleich in Artikel 102(3) und 113(2) sowie in Regel 
58(4) EPO jeweils nur von der Fassung die Ree ist, so 
heibt das dennoch nicht zwingena, dab nur eine einzige 
Fassung zu einer Entscheidung vorgelegt weraen aarf ocer 
mit anderen Worten, dab die Vorlage oder Billigung einer 
Fassung vorbehaitlos erfoigen mub. 

Vielmehr ist es auch móglich, wie in vorliegenaen Fail, 
dab aer Patentinhaber leaiglich ein bedingtes Einver- 
stânanis (als Rilfsantrag) gibt. Dies geht für das 

I 

03766 	 .../... 



20 	T 234/86 

Beschwerdeverfahren kiar aus den vorbereitenden Arbeiten 

für das EPU hervor (vgl. M/PR/I a.a.0.). 

In solchen Fallen hat deshaib die Spruchpraxis der Be-

echwerdekammern die Artikel 102 und 113 und die Regel 58 

(4) (5) EPfJ so interpretiert, daB die kufrechterhaltung 

eines Patents im geanderten Umfang auch beschlossen werden 

kann, wenn der Patentinhaber die Aufrechterhaltung in 

dieser Fassung lediglich hilfsweise beantragt hat (vgl. 

z.B. die Entscheidung T 205/83 Vinylester-Crotonsäure 

Copo].ymerisate/ROEcHST AB1. EPA 1985, S. 363). 

5.5.4. Es gibt keinen Grund dafUr, die genannten Vorschriften des 
EPU für Einspruchsabteilungeri anders auszulegen als für 

Beg chwerdekanunern. 

5.5.5. Ein soiches Vorgehen entspricht auch der gebotenen Ver-

fahrensókonomie, da es den Patentinhaber ebenso wie den 

Einsprechenden in die Lage versetzt, zu entscheiden, ob 

eine Beschwerde zwec]cmäBig ist oder nicht und im Falle 

einer Beschwerde sich eine ZurUckverweisung zur Vermeidung 

eines Instanzverlustes erilbrigt, solange der Patentinhaber 

jn der Beschwerde nur von der Vorinstanz zurUckgewiesene 
Anträge weiterverfolgt. 

5.6. 	Die Beschwer4ekammer ist somit der Meinung, daB auch die 

Einspruchsabteilung die Aufrechterhaltung des Patents auf-

grund eines Hilfsantrags des Patentinhabers beschlieBen 

kann und gegebenenfalls auch muB, falls der Patentinhaber 

einen Hauptantrag und im Rang dern stattzugebenden voran-

gehende Hilfsanträge, denen nicht stattgegeben werden 

kann, aufrechterhalt, ohne deswegen gegen die Vorschriften 

der Artikel 102 und 113, sowie der Regel 58 zu verstol3en. 

5.7. Vor ether Entscheidung Uber die Aufrechterhaltung im 

beschränkten Umfang, wird der Patentinhaber aufgefordert. 
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t)bersetzungen der geänderten AnsprUche einzureichen, die 
Druckkostengebühr'zu entrichten usw. Alie diese ka(nahmen 
erweisen sich ale Fehlinvestition, wenn sich später 
herausstellt, QaI auf eine Beschwerae hin die Fassung 
nochinals geänaert oaer das Patent widerrufen wird. Dies 
soil nach aer derzeitigen Praxis durch aen Erlai einer 
beschwerdefhigen begrUndeten Zwischenentscheidung ver-
mieden werden, falls aer Einsprechende Einwendungen 
erhoben hat (vgl. Richtlinien für die Pri.ifung im EPA Teil 
D VI. 6.2.2 una 6.2.3 und Mitteilung des EPA "Einspruchs-
verfahren im EPA" Pb1. 1985, S. 272). 

Eine soiche Praxis kann ohne weiteres auch dann angewandt 
werden, wenn der Patentinhaber ein bedingtes Einverstärid-
nis gegeben hat. 

5.8. 	Eine soiche Entscheiaung über ale Aufrechterhaltungdes 
Patents aufgrund eines ftilfsantrags erfolgt, zuniinaest un 
schriftlichen Verfahren, nach Ablauf der in Rege]. 58 (4) 

• gesetzten Frist unter Zulassung der Beschwerde gernf 
rtike1 106 (3) EPt und ist gemf Regel 68 (2) wie jeae 

beschwerdefhige Entscheidung zu begrUnden. Der Patentin-
haber ist daaurch beschwert, daf seineni oaer semen mm 
Rang dem stattgegebenen Hilfsantrag vorangehenden Anträgen 
nicht stattgegeben wurde. Der Einsprechende ist, falls er 
innerhaib der Frist nach Rege]. 58 (4) sein Nichteinver-
stándnis erklrt hat (vgl. T 244/85, wira verffentlicht), 
gleichfalls durch die Entscheidung beschwert. In der Ent-
scheidung ist ceshaib fr jeaen abgelehnten Antrag des 
Patentirthabers, sowie für die Stattgabe eines Hilfsan-
trags, der der Einsprechende rechtzeitig widersprochen 
hat, eine Begründung zu geben. 

5.9. r liii vorliegenaen Fall ist in falscher Auslegung aes EPt) das 
Patent nicht in der von der Einspruchsabteilung für auf- 

11 
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rechterhaltbar gehaltenen Fassung aufrechterhalten, 

sondern widerrufen worden. Rierin ist jedoch kein wesent-

licher Verfahrensrnangel zu sehen, weil. das EPU nicht em-

deutig vorschreibt, wie beirn Vorliegen von Haupt- una 

Hulfsanträgen zu verfahren ist (vgl. T 156/84, Nr. 3.13, 

wird vefóffent].icht). 

5.10. Entscheidungen des EPA Bind laut Regel 68 (2) zu begrün-

den. Wenn, wie im vorliegenden Fall, in einer einzigen 
Entscheidung 1ber mehrere Antrge einer Partei ablehnend 

entachieden wird, so ist grundstzlich in aieeer Entschei-

dung die Ablehnung jeaes dieser Antfáge zu begriden. 

Dieser BegrUnaungspflicht ist nicht in ausreichenaem 1iabe 

Rechnung getragen worden. Es mag zwar in Ausnaiunefállen 

zulässig scm, in den GrUnoen einer Entacheidung auf in 
vorangegangenen Bescheiden gegebene Begr1naungen zu ver-

weisen. Doch mUssen dann die dort gegebenen BegrUnciungen 

erkennen lassen, weiche t)berlegungen für die Einspruchsab-

teilungleitend waren, urn zu der getroffenen Entscheiaung 

zu kominen. Dies ist hier zurnindest hinsichtlich der ?b1eh-

nung der Hilfsantrge 2.3 una 2.5 nicht der Fall. 

In der Entscheidung selbst ist dazu auf einen der Mit-

teilung nach Règel 58(4) vom 17. Juli 1985 beigefügten 

Bescheid verwiesen und in diesem auf einen Bescheia vom 

13. Februar 1985. 1rt ist zwar der patentrechtliche Gruna 

für die Ablehnung dieser Hilfsantfáge angegeben, ninlich 

das Fehien erfinderiacher Tätigkeit. Zur BegrUzulung, warum 

dieser Einspruchsgrund vorliegt, wird aber lediglich auf 

eine Beratung aer Einspruchsabteilung verwiesen. Diese 

Beratung babe ergeben, daf die Einspruchaabteilung bezüg-

lich einer gegenUber der von ihr vorgeschlagenen Fassung 

durch Ieglassen der Worte NEingang  des veral.lgerneinerten 

Passung des kispruchs 1 dem Vorbringen der Einsprechenaen 

zustimme und somit das Patent zu widerrufen wáre. Dies may 
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als BegrUndung gerade noch angehen, falls aer Vortrag der 
Gegenseite keinerErluterUn9 bedarf una der Sachverhalt 

besonders einfach ist, so OaI ohne weiteres erkennbar ist, 
weshaib die Einspruchsabteilung dem Vortrag zustiimt. 
Bereits dies ist im vorliegenaen Fall zweifelhaft. Bezüg-
lich der der hiaerrufsentscheidung zugrundeliegenden 
Hulfsanträge 2.3 und 2.5 ist den Bescheid (unter Punkt 3) 
aber ieaiglich zu entnehmen, daL der von der Einspruchs-
abteilung vorgeschlagene Anspruch 1 (der aiesen Iiilfsan-
tfágen zugrunde liegt) unter Berticksichtigung aer von aer 
Einsprechenden gegebenen Interpretation der Druckschrift 
"IEEE Transactions" nicht auf erfinaerische Tätigkeit 
beruhen dUrfte. Diese Vermutung reicht als Begründung 
nicht aus, zuxnal sich die zur Stützung dieser Verniutung 
herangezogenen Einlassungen der Einsprechenden nicht auf 
die 'Anspriche 1 cler Hulfsantráge 2.3 und 2.5 beziehen,. 

• 	 sondern auf den weitergefa(ten Anspruch 1, wie er jetzt 
den Hulfsantrâgen 2.2 und 2.4 zugrunde liegt. Obwohl somit 
dem besagten Bescheid kiar zu entnehnien ist, daI die 
Einspruchsabteilung der Meinung war, daI aer Gegenstana 
des Anspruchs 1 der Hilfsanträge 2.3. und 2.5. nicht auf 
einer erfinderischen Tätigkeit beruhte, kann aiesem 
Bescheid nicht entnornxnen wercien, und dainit auch nicht 
inairekt der angefochtenen Entscheidung, ob una, gege-
benenfalls, weshaib sie der Meinung war, daI aie 
tiberlegungen der Einsprechenaen, die auf eine Vorrichtung 
gerichtet sina, bei der der Ausgang eines Frequenzteilers 
(irgendwie) auf einen ancteren Frequenzteiler "rückge-
koppelt" ist, in gleicherweise auch für eine Vorrichtung 
gelten, bei der aer Ausgang eines Frequenzteilers 
(speziell) au± den Eingang eines anaeren Frequenzteilers 
"rckgekoppe1t" ist. Es fehit somit an einer Begründung 
für die Ablehnung der Hulfsanträge 2.3 und 2.5, wie dies 
gexnáb Regel 51 (3) für Bescheide und gexnáb Regel 68 (2) 
für Entscheiaungen des EPA erforaerich ist. Hierin sieht 
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Gie Mxn'ner einen die Rickzahlung der Beschwerdegebir 

rechtfertigenden veaentlichen Verfahrens'nangel (Regel 67 

EPU). 

Entach.idungsforael 

Aua dissen Grflnd.n wird entachid.n: 

Die angefochtene Entscheiaung wira aufgehoben. 

Die Sache wirci an die erste Instanz zurlickverwiesen, mit 

/ 	der Auflage, aas Patent wit folgenaen Unterlagen in 

geänaerter Form aufrechtzuerhalten. 

2.1 	Patentansprüche: 1 bis 8 der Patentschrift; 

2.2 	Beschreibung: 
Seiten 1 una 2 der Arilage zur Mitteilung nach Regel 58(4) 

vow 4. April 1984, 
Spalte 1, Zeile 56 bis Spalte 2, Zeile 3 der 

Patentschrift, 

Seite 3, ab Zeile 21 bis Seite 15 der Anlage zur 

Mitteilung vozn 4. April 1984; 

2.3 	Zeichnungen: Figuren 1 bis 6 aer Patentschrift. 

Die RUckzahlung der BeschwerdegebUhr wird angeoranet. 

Der Gescháftsstellenbea1nte: 
	

Der Vorsitzende: 
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